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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
BetmG Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

(Betäubungsmittelgesetz)

ONU Organisation des Nations unies
DFI Département fédéral de l'intérieur
LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur

les stupéfiants)
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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Stupéfiants

Zum Massnahmenpaket des Bundesrates gehörte auch die Ankündigung, die
Ratifikation von drei internationalen Betäubungsmittelabkommen vorantreiben zu
wollen. Es handelt sich dabei um das Psychotropenabkommen von 1971, das speziell
synthetische Drogen wie Halluzinogene und Tranquillizer umfasst; dann um das
Zusatzprotokoll von 1972 zum sogenannten Einheitsübereinkommen von 1961, dem
ersten UNO-Betäubungsmittelabkommen; und schliesslich um die Wiener Konvention
von 1988 gegen den illegalen Handel mit Betäubungsmitteln und psychotropen Stoffen.
Ende Jahr wurde bekannt, die bereits ausgearbeitete Ratifizierungsvorlage müsse
wegen starkem Widerstand in der Bundesverwaltung noch einmal in eine interne
Vernehmlassung gehen, die Verabschiedung der Botschaft werde sich deshalb um
mindestens ein halbes Jahr verzögern. Auf Opposition stiess vor allem die Absicht
Cottis, die Wiener Konvention von 1988, die ganz auf der Linie der repressiven
amerikanischen Politik des «Drogenkriegs» liegt, vorbehaltlos unterzeichnen zu wollen.
Damit würde jede weitere Diskussion über eine Liberalisierung in der schweizerischen
Drogenpolitik verhindert. 1

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 10.06.1991
MARIANNE BENTELI

Im März 1992 gab der Bundesrat die Unterlagen für die Ratifizierung von drei UNO-
Drogenkonventionen in die Vernehmlassung. Während der Beitritt zum Psychotropen-
Abkommen von 1971 und zum Zusatzprotokoll von 1972 zum Einheitsübereinkommen von
1961 kaum bestritten war, schieden sich die Geister an der Wiener Konvention von 1988,
welche aufgrund ihrer repressiven Grundhaltung jeden liberalen Ansatz in der
Drogenpolitik verunmöglichen würde. Der Bundesrat schloss deshalb nicht mehr aus,
die Auswirkungen dieses Abkommens auf die Schweiz allenfalls mit einer auslegenden
Erklärung abzuschwächen. Dennoch lehnten FDP, SP und GPS sowie mehrere Kantone
und der Städteverband eine Ratifikation ab, da sie zu einem ungünstigen Zeitpunkt
erfolge und falsche Signale setze. CVP und SVP stimmten dem Beitritt aus Gründen der
internationalen Solidarität zu, votierten aber für verschiedene Vorbehalte. 2

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 10.03.1992
MARIANNE BENTELI

Ende März 1993 beauftragte der Bundesrat das EDI, eine Ratifikationsbotschaft für den
Beitritt der Schweiz zu drei UNO-Abkommen über Betäubungsmittel – dem
Psychotropen-Abkommen von 1971, dem Zusatzprotokoll von 1972 zum
Einheitsübereinkommen von 1961 und der Wiener Konvention von 1981 – auszuarbeiten.
Wie dies in der vorangegangenen Vernehmlassung mehrheitlich gefordert wurde, wird
die Schweiz dem Wiener Abkommen nur mit einem breitgefassten Vorbehalt beitreten,
um sich die nötige Handlungsfreiheit bei der Ausgestaltung ihrer künftigen
Drogenpolitik zu erhalten. Insbesondere behält sie sich die zukünftige Revision der
strafrechtlichen Normen des Betäubungsmittelgesetzes – bis hin zum straffreien
Drogenkonsum – ausdrücklich vor. Gleichzeitig betonte der Bundesrat aber, dass er in
nächster Zeit nicht beabsichtige, von der heutigen Praxis der Strafverfolgung Abstand
zu nehmen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.04.1993
MARIANNE BENTELI

Im Bestreben, sich einen möglichst grossen politischen Spielraum zu erhalten, stellte
die Landesregierung die Ratifikation des umstrittenen UNO-Übereinkommens von 1988
vorderhand zurück. Hingegen unterbreitete sie dem Parlament die Botschaft zur
Ratifikation des UNO-Übereinkommens von 1971 über die psychotropen Substanzen
und des Zusatzprotokolls von 1972 zum Einheitsübereinkommen von 1961. Mit diesen
beiden Abkommen wird eine wichtige Lücke in der Überwachung des internationalen
Handels mit Betäubungsmitteln, psychoaktiven Substanzen und Vorläuferprodukten
geschlossen. Der Ständerat stimmte der Ratifikation in der Wintersession 1994 mit
deutlicher Mehrheit zu. 4

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 15.12.1994
MARIANNE BENTELI
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Die grosse Kammer folgte der kleinen und stimmte der Ratifizierung von zwei UNO-
Konventionen zum Umgang mit illegalen Drogen (Übereinkommen von 1971 über die
psychotropen Substanzen und Zusatzprotokoll von 1972 zum Einheitsübereinkommen
von 1961) zu, allerdings erst nach einer längeren Grundsatzdebatte. Eine
Kommissionsminderheit um den Zürcher CVP-Abgeordneten Seiler plädierte für
Nichteintreten, da nur etwa 20 Staaten – und nicht die wichtigsten – die Abkommen
auch in die nationale Gesetzgebung überführt hätten, weshalb die Schweiz auch bei
einer Nichtratifizierung kein Aussenseiter wäre. Streng genommen würde die
Anwendung der Konventionen dazu führen, neu auch den nicht ärztlich verordneten
Konsum von Schlaf- und Beruhigungsmitteln zu kriminalisieren. Eine Minderheit
Rechsteiner (sp, SG) beantragte Rückweisung an den Bundesrat, damit noch genauer
abgeklärt werden könne, ob die Konventionen nicht doch den drogenpolitischen
Handlungsspielraum der Schweiz entscheidend einengen würden. Als Vertreter einer
auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik wollte SD-Vertreter Keller (BL) die Vorlage
ebenfalls an die Regierung zurückweisen, allerdings verbunden mit dem Auftrag, auch
das ungleich repressivere Wiener Übereinkommen von 1988 den Räten umgehend zur
Ratifikation zu unterbreiten.

Bundesrätin Dreifuss betonte, mit den Übereinkommen werde eine eigenständige
Drogenpolitik der Schweiz nicht beeinträchtigt. Es gehe allein darum, internationale
Solidarität zu üben. Von einer Kriminalisierung des Medikamentenkonsums könne keine
Rede sein, da sich die Konventionen lediglich gegen den Schwarzmarkt richten. Der
Nichteintretensantrag und die beiden Rückweisungsanträge wurden daraufhin deutlich
verworfen. In der Gesamtabstimmung passierte das Übereinkommen über psychotrope
Substanzen mit 108 zu 42 Stimmen und das Zusatzprotokoll mit 107 zu 42 Stimmen.

Bei den durch die Überführung der Abkommen in nationales Recht notwendig
werdenden Anpassungen des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG) beantragten mehrere
Abgeordnete, Art. 8 BetmG, welcher Heroin und Cannabis als total verbotene Stoffe
aufführt, die nicht einmal vom Arzt verordnet werden dürfen, ersatzlos zu streichen
oder zumindest derart abzuschwächen, dass die Versuche mit der medizinisch
indizierten Abgabe von Heroin erlaubt werden. Bundesrätin Dreifuss wies darauf hin,
dass bereits eine Expertengruppe am Werk ist, um notfalls dringende Änderungen des
BetmG vorzulegen, weshalb eine Gesetzgebung im Schnellzugsverfahren nicht angezeigt
sei. Die Antragsteller beugten sich dieser Argumentation und zogen ihre Anträge zurück.
Keinen Erfolg hatte auch ein weiterer Antrag Rechsteiner, zumindest jetzt schon auf die
Bestrafung des Konsums zu verzichten. In der Gesamtabstimmung wurde das geänderte
BetmG mit 108 zu 22 Stimmen deutlich angenommen. 5

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI

Ende Jahr veröffentlichte der Bundesrat auch seine Botschaft zum wesentlich
umstritteneren Wiener Übereinkommen von 1988. Diese Konvention verpflichtet die
Mitgliedstaaten, den unerlaubten Verkehr mit Betäubungsmitteln und psychotropen
Stoffen zu bekämpfen. Die wichtigsten Ziele sind dabei die Ahndung der Geldwäscherei,
die Kontrolle des Handels mit Chemikalien zur Drogenherstellung (sog.
Vorläufersubstanzen) sowie die Optimierung der internationalen polizeilichen
Zusammenarbeit im Bereich der Drogenkriminalität. Da das Übereinkommen aber auch
eine generelle Pflicht zur Bestrafung der Vorbereitungshandlungen, wie Anbau, Erwerb
und Besitz von Betäubungsmitteln zum Eigenkonsum vorsieht, möchte der Bundesrat
der Konvention nur mit einem entsprechenden Vorbehalt beitreten, um so den
heutigen innerstaatlichen Handlungsspielraum bei der Gestaltung der Drogenpolitik zu
bewahren. Damit keine Präjudizien für die Abstimmungen über die beiden hängigen
Volksinitiativen geschaffen werden, beabsichtigt der Bundesrat, das 88er Abkommen
erst nach diesen Urnengängen ratifizieren zu lassen. 6

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 29.11.1995
MARIANNE BENTELI
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